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Das beA-System wird am 3.9.2018 wieder freigeschaltet, so die Presseerklärung der BRAK Nr. 23 vom 20.8.2018. Die Sicher-

heitsgutachterin der Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK), die Fa. secunet, habe die Beseitigung der in ihrem Gutachten be-

schriebenen Schwachstellen entsprechend der Beschlüsse der außerordentlichen Präsidentenkonferenz der BRAK vom

27.6.2018 bestätigt. Damit steht der Wiederinbetriebnahme des beA nichts mehr im Wege. Die übrigen Schwachstellen der

Kategorie B werden im laufenden Betrieb beseitigt. Die BRAK weist ausdrücklich darauf hin, dass im Rahmen der Wieder-

inbetriebnahme und während des Hochfahrens des Gesamtsystems aus technischen Gründen am 1./2.9.2018 vorübergehend

kein Download der Client Security und keine Erstregistrierung möglich sein wird. Auch das Bundesweite Amtliche Anwalts-

verzeichnis wird an diesen beiden Tagen zeitweilig nicht erreichbar sein. Ab dem 3.9.2018 gilt dann für alle Rechtsanwältin-

nen und Rechtsanwälte die passive Nutzungspflicht. Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht
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Entscheidungen
BGH: Widerruf eines Verbraucherdarlehens-

vertrags durch mehrere Darlehensnehmer

Widerrufen mehrere Darlehensnehmer ihre auf

Abschluss eines Verbraucherdarlehensvertrags

gerichteten Willenserklärungen oder wandelt

sich nach Widerruf nur eines der Darlehensneh-

mer der Verbraucherdarlehensvertrag im Ver-

hältnis zu sämtlichen Darlehensnehmern in ein

(einheitliches) Rückgewährschuldverhältnis um,

sind die Darlehensnehmer nicht nur Mitgläubi-

ger der aus dem Rückgewährschuldverhältnis re-

sultierenden Ansprüche, sondern, sofern sie an

den Darlehensgeber nach dem Wirksamwerden

des Widerrufs weitere Leistungen erbringen,

auch Mitgläubiger bereicherungsrechtlicher An-

sprüche (Fortführung von Senatsurteil vom 10.

Oktober 2017 – XI ZR 449/16, WM 2017, 2251

Rn. 27).

Zu Artikel 4 Abs. 2 der Richtlinie 2002/65/EG als

sekundärrechtlicher Öffnungsklausel für Schutz-

verstärkungen des nationalen Rechts.

BGH,Urteil und Versäumnisurteil vom 3.7.2018 –

XI ZR 520/16
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2018-1985-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zur Verwirkung des Widerrufsrechts

beinicht imWegedesFernabsatzesgeschlos-

senenVerbraucherdarlehensverträgen

Ist § 312d Abs. 3 Nr. 1 BGB in der bis zum 3. Au-

gust 2009 geltenden Fassung (aF) schon nicht

auf im Wege des Fernabsatzes geschlossene Ver-

braucherdarlehensverträge anwendbar, kann

bei der Würdigung der konkreten Umstände des

Einzelfalls § 312d Abs. 3 Nr. 1 BGB aF erst recht

kein Gesichtspunkt für oder gegen eine Verwir-

kung des Widerrufsrechts bei nicht im Wege des

Fernabsatzes geschlossenen Verbraucherdarle-

hensverträgen entnommen werden.

BGH, Urteil vom 3.7.2018 – XI ZR 702/16
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2018-1985-2

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Stuttgart: Unwirksame Kündigungs-

klausel in AGB-Bausparverträgen

Die in Bausparverträgen verwendete Allgemeine

Geschäftsbedingung,

„Die Bausparkasse ist berechtigt, einen Bauspar-

vertrag vor Auszahlung des Bauspardarlehens zu

kündigen, wenn (…)

b) seit dem1. desMonats, in demder Bausparver-

trag geschlossenwurde,mindestens 15 Jahrever-

gangen sind und die Bausparkasse dem Bauspa-

rer mindestens 6 Monate vor Ausspruch der Kün-

digung ihreKündigungsabsichtmitgeteilt hat.“

ist gemäß § 307 BGB unwirksam, da sie den Bau-

sparer auch bei Berücksichtigung der berechtig-

ten Interessen der Bausparkasse und der Ge-

meinschaft der Bausparer unangemessen be-

nachteiligt.

OLG Stuttgart,Urteil vom 2.8.2018 – 2 U 188/17
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2018-1985-3

unterwww.betriebs-berater.de

OLG Dresden: Werbeanzeigen mit dem Bild

desVorsitzendenderLokführergewerkschaft

als„UnserMitarbeiterdesMonats“zulässig

Der 4. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Dres-

den hat mit Urteil vom 21.8.2018 – 4 U 1822/18

– die Berufung des Klägers gegen ein Urteil des

LG Leipzig, mit dem seine Klage auf Unterlas-

sung der Verbreitung von zwei Werbeanzeigen

und Zahlung von Lizenzgebühren abgewiesen

wurde, zurückgewiesen.

Der Kläger ist Bundesvorsitzender der Gewerk-

schaft Deutscher Lokomotivführer (GDL). In den

anlässlich des Lokführerstreiks in den Jahren

2014 und 2015 veröffentlichen Anzeigen eines

Mietwagenunternehmens wurde ein Foto des

Klägers u. a. mit der Bildunterschrift »Unser Mit-

arbeiter des Monats« verwendet. Der Kläger sieht

hierin eine rechtswidrige Persönlichkeitsverlet-

zung. Er verlangt daher die Unterlassung dieser

Werbung und die Zahlung einer fiktiven Lizenz-

gebühr. Das LG hatte die Klage abgewiesen.

Diese Entscheidung hat nun das OLG bestätigt.

Die Veröffentlichung des Bildes des Klägers sei

im vorliegenden Fall nicht einwilligungsbedürf-

tig, auch eine Verletzung seines Namensrechts

liege nicht vor. Ein Fall, in dem ausschließlich

der Werbewert des Klägers für kommerzielle

Zwecke vereinnahmt werde, sei nicht gegeben.

Der maßgebliche Adressatenkreis dieser Wer-

bung habe ihren satirischen Charakter erkannt.

Die Aufmachung der Werbung entspreche einer

fortlaufenden Anzeigenkampagne der Beklag-

ten. Der Eindruck, dass der Kläger sich mit dem

Produkt der Beklagten identifiziere, bestehe

nicht. Die damit im Grundsatz zulässige Verbrei-

tung des Bildes des Klägers verletze trotz der

mehrfachen Verwendung eines großformatigen

Porträtfotos nicht dessen berechtigte Interessen.

Nach Abwägung der beiderseitigen Belange sei

dem Grundrecht der Beklagten auf Meinungs-

freiheit gegenüber dem Persönlichkeitsrecht des

Klägers der Vorrang einzuräumen. Als entschei-

dend sah der Senat hier den wertenden, mei-

nungsbildenden Inhalt der Anzeige an. Über die

satirisch-spöttische Anspielung auf das der Öf-

fentlichkeit bereits bekannte Ereignis des Bahn-

streiks hinaus habe die Webeanzeige für den

Kläger keinen herabsetzenden oder sonst nega-

tiven Inhalt gehabt. Als Person des öffentlichen

Lebens müsse er bei vorrangigem öffentlichen

Informationsinteresse auch seine Vereinnah-

mung im Rahmen einer Werbung hinnehmen.
(OLG Dresden Medieninformation Nr. 30/2018 vom 21.8.2018)

Verwaltung
BaFin: Erweiterung der Investmentfonds-

Datenbank

Die BaFin wird die Investmentfonds-Datenbank

auf ihrer Internetseite erweitern. Neben den ver-

triebsberechtigten Publikums-Investmentvermö-

gen werden dort künftig auch alle anderen akti-

ven Investmentfonds angezeigt, die in Deutsch-

land aufgelegt wurden, einschließlich Spezial-

AIF (alternative Investmentfonds) und Invest-

mentvermögen, die nicht vertriebsberechtigt

sind.
(BaFin Meldung vom 21.8.2018)
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